
Das Finanzierungssystem für die deutschen Hochschulen ist 
dringend reformbedürftig und muss deutlich stärker als bis-
her investitions-, nachfrage- und leistungsorientiert gestaltet 
werden.

Hochschulfi nanzierung reformbedürftig

Für die einzelnen Bundesländer bestehen kaum strukturelle 
Anreize, in ihre Hochschulen zu investieren: Studienplätze 
sind teuer und Akademiker können aus anderen Bundeslän-
dern angeworben werden. Auch für Hochschulen lohnt sich 
ein besonderes Engagement in der Lehre fi nanziell kaum: 
Hochschuletats sind nur zu einem geringen Anteil an erbrach-
ten Leistungen orientiert und der private Finanzierungsanteil 
ist gering. Die Folge sind fehlende Nachfrageorientierung und 
Unterfi nanzierung. Der Hochschulpakt 2020 zum befristeten 
Aufbau zusätzlicher Studienplätze hat hieran grundsätzlich 
nichts geändert. Zudem besteht die öffentliche Unterstützung 
von Studierenden neben dem BAföG aus zahlreichen unab-
gestimmten Transferleistungen und Subventionen. Die Förde-
rung richtet sich daher nicht in der erforderlichen Zielgenauig-
keit an die bedürftigen Studierenden.

Hochschulfi nanzierung

Ziel: Investitions und Nachfrageorientie
rung stärken, Bildungsbeteiligung erhöhen

Das System der Hochschulfi nanzierung in Deutschland bedarf 
einer grundlegenden Reform. Ziel muss es sein, die Mittelver-
teilung stärker an Aufgaben und Leistung der Hochschulen 
auszurichten und Investitionen in die Hochschulen zu fördern. 
Gleichzeitig muss es für alle jungen Menschen fi nanziell mög-
lich sein, ein Hochschulstudium aufzunehmen.

Hochschulfi nanzierung länderübergreifend 
gestalten

Notwendig sind eine Verstetigung der Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern und eine Beibehaltung der gemeinsamen 
Finanzierungsverantwortung. Bund und Länder sollten einen 
bundesweiten Gutscheinpool einrichten, der gemeinsam fi -
nanziert wird. Die Studierenden erhalten Studiengutscheine, 
die aus diesem Pool gezahlt werden und direkt bei der Hoch-
schule eingelöst werden können. Dies stärkt zum einen die 
Nachfrageorientierung an den Hochschulen und erhöht dort 
die Wahrnehmung von Studium und Lehre als Kernaufgabe 
der Hochschule. In jedem Fall sollte der Bund sein Engage-
ment in der Finanzierung von Studienplätzen dauerhaft auf 
dem bisherigen Niveau beibehalten und die Hochschulen 
nach den erbrachten Leistungen in der Lehre fördern.

Hochschulreform nicht ausfi nanziert

Die Bologna-Reform seit 1999 war auch in Deutschland mit 
dem Anspruch verbunden, die Qualität der Lehre deutlich zu 
verbessern, die Beschäftigungsfähigkeit der Absolventen zu 
steigern und die Durchlässigkeit zwischen den Bildungsberei-
chen wesentlich zu erhöhen. Auf 1,1 Mrd. € jährlich hat der 
Wissenschaftsrat die dafür benötigten zusätzlichen Investiti-
onen beziffert. Tatsächlich allerdings sind die Ausgaben pro 
Student seit 2000 nicht gestiegen, sondern sogar leicht gesun-
ken. 2008 konnten die Hochschulen immerhin Studienbeiträge 
in Höhe von insgesamt 870 Mio. € einnehmen und das Geld 
in zusätzliches Lehrpersonal, Bibliotheks- und IT-Ausstattung 
sowie zusätzliche Beratungsangebote investieren. Seit deren 
Abschaffung ist diese Einnahmequelle allerdings versiegt – 
und die Nachhaltigkeit der zunächst zugesagten Kompensati-
onszahlungen durch die Länder ist mehr als fraglich.

Ausgaben für Hochschulen stagnieren
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Laufende Grundmittel je Studierenden
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Unternehmerisches Handeln fördern

In allen Leistungsbereichen der Hochschule sollte der Staat 
bei der Mittelvergabe verstärkt Leistungsanreize setzen. Be-
sondere Leistungen und Innovationen in Forschung, Lehre 
und Weiterbildung sowie erfolgreiches Engagement bei der 
Einwerbung von Drittmitteln und der Erwirtschaftung eigener 
Einnahmen können auf diese Weise gezielt belohnt werden. 
Entscheidungen über die Verwendung von Mitteln innerhalb 
der Hochschule sind Profilentscheidungen. Hochschulen 
müssen hierüber in eigener Autonomie beschließen können. 
Deswegen sollten flächendeckend Globalhaushalte eingeführt 
werden, die den Hochschulen weitgehende Freiräume bei der 
Mittelverwendung gewähren. Unternehmerisches Denken 
und Handeln erhöht die Effizienz der Mittelverwendung und 
führt zu besseren Ergebnissen. Insbesondere im Bereich der 
Quartären Bildung (wissenschaftliche Weiterbildung) und bei 
der anwendungsorientierten Forschung müssen Hochschulen 
stärker als bisher die Wünsche ihrer Kunden berücksichtigen. 
Unternehmerisches Handeln muss sich andererseits auch 
auszahlen: Die Erträge aus eigenen Leistungen müssen den 
Hochschulen zur Verbesserung des Angebots in Forschung 
und Lehre erhalten bleiben.

Private Finanzierung ausbauen

Auch Studienbeiträge haben positive Wirkungen auf die Ver-
besserung von Studium und Lehre. Sie erweitern die Mittel-
basis und geben einen zusätzlichen Impuls zur Nachfrageo-
rientierung der Hochschulen. Um ihre Steuerungswirkung voll 
entfalten zu können, müssen Studienbeiträge den Hochschu-
len in voller Höhe verbleiben und zur nachhaltigen Verbesse-
rung der Studien- und Lehrqualität eingesetzt werden. Eine 
nachgelagerte Erhebung sichert die Sozialverträglichkeit und 
gewährleistet, dass niemand aus finanziellen Gründen vom 
Studium zurückgehalten wird.

Studienfinanzierung optimieren

Um allen jungen Menschen unabhängig vom finanziellen Hin-
tergrund und ohne Zwang zu Nebenverdiensten ein Studium 
zu ermöglichen, sind öffentliche Transfers stärker als bisher 
an dem Grundsatz der Bedürftigkeit auszurichten und so ziel-
genau wie möglich zu verteilen. Eine bessere Förderung von 
BAföG-Empfängern, ein allgemeines Grundbudget für alle 
Studierenden und ein für alle zugänglicher Bundesstudienkre-
dit können die Sozialverträglichkeit der Studienfinanzierung 
sichern. Die staatliche Studienfinanzierung wird durch Stipen-
dienprogramme für besonders leistungsstarke Studierende 
ergänzt. Zahlreiche Unternehmen und Verbände arbeiten auf 
diesem Feld mit Hochschulen zusammen. Durch eine Ver-
besserung der Rahmenbedingungen für die Einrichtung von 
Stipendien und zusätzliche Anreize für Kooperationen von 
Unternehmen und Hochschulen kann der Staat privates En-
gagement weiter stärken. Die 2010 erfolgte Einrichtung des 
Deutschlandstipendiums weist hier in die richtige Richtung.


